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480. Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und
Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft

4 8 1 . Verordnung: Änderung der Fachgruppenordnung
4 8 2 . Verordnung: Änderung des Anhanges zur Handelskammer-Wahlordnung (Wahlkatalog)
4 8 3 . Verordnung: Änderung des Sprengeis des Bezirksgerichts Krems an der Donau
4 8 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 152 Seeleiten Straße im Bereich der

Gemeinde Weyregg am Attersee
4 8 5 . Verordnung: Festsetzung des Zuschlages zum Lohn gemäß § 21 des Bauarbeiter-Urlaubs-

gesetzes 1972
4 8 6 . Verordnung: Ermäßigung des festen Teilbetrages für bestimmte Waren der Zolltarif-

nummer 20.05 nach dem Ausgleichsabgabegesetz
4 8 7 . Verordnung: Verwendung von pyrotechnischen Gegenständen
4 8 8 . Verordnung: Zoll- und Ausgleichsabgabenbehandlung bestimmter Einfuhren aus dem

Königreich Dänemark und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien
und Nordirland

4 8 9 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger Ver-
fügungen anzuwendende Recht durch Norwegen

4 9 0 . Kundmachung: Großverkaufspreis für Extra-Primasprit und Ausfuhrpreis für Branntwein

4 8 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 28. November 1972 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und Gewinnes aus

Land- und Forstwirtschaft
Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-

gesetzes 1967, BGBl. Nr. 268, und auf Grund des
§ 13 Abs. 9 des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, wird verordnet:

Geltungsbereich
§ 1. Der Umsatz und Gewinn nichtbuchfüh-

rungspflichtiger land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe, deren Inhaber weder ordnungsmäßige
Bücher noch Aufzeichnungen führen, die eine
Umsatzermittlung und eine Gewinnermittlung
nach § 4 des Einkommensteuergesetzes 1967 er-
möglichen, sind für das Kalenderjahr 1972 auf
Grund des Einheitswertes des land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebes nach folgenden Be-
stimmungen zu ermitteln, wenn der auf die
selbstbewirtschaftete Fläche entfallende Einheits-
wert nicht mehr als 600.000 S beträgt.

Umsatzermittlung
§ 2. Bei der Berechnung der Umsatzsteuer der

nichtbuchführenden Landwirte sind die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 1 bis 3 der Verordnung des
Bundesministers für Finanzen vom 24. Juni 1971,

BGBl. Nr. 255, über die Berechnung der Um-
satzsteuervorauszahlungen für das Kalenderjahr
1972 sinngemäß anzuwenden. Bestand- und Art-
änderungen der landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen, die im Kalenderjahr 1971 eingetreten sind,
sind nur auf Antrag zu berücksichtigen.

Gewinnermittlung

§ 3. Als Grundbetrag für die Gewinnermitt-
lung gilt der Betrag, der auf Grund der im § 2
zitierten Verordnung für die Veranlagung für
das Kalenderjahr 1971 anzunehmen ist. Im übri-
gen gelten für die Gewinnermittlung 1972 die
auf Grund der erwähnten Verordnung für die
Veranlagung 1971 geltenden Bestimmungen sinn-
gemäß. Bestand- und Artänderungen der land-
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen, die im
Kalenderjahr 1971 eingetreten sind, sind nur auf
Antrag zu berücksichtigen.

Androsch

4 8 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 4. De-
zember 1972, mit der die Fachgruppen-

ordnung geändert wird
Auf Grund des Handelskammergesetzes, BGBl.

Nr. 182/1946, in der Fassung der 4. Handelskam-
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mergesetz-Novelle, BGBl. Nr. 208/1969, ins-
besondere dessen § 32, wird im Einvernehmen
mit den Bundesministern für Inneres, für Unter-
richt und Kunst, für soziale Verwaltung, für
Finanzen, für Land- und Forstwirtschaft sowie
für Verkehr verordnet:

Der Anhang (Fachgruppenkatalog) zur Ver-
ordnung des Bundesministers für Handel und
Wiederaufbau über die Errichtung der Fachgrup-
pen und Fachverbände der gewerblichen Wirt-
schaft (Fachgruppenordnung), BGBl. Nr. 223/
1947, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 265/1970 sowie die Kundmachung des
Bundeskanzlers BGBl. Nr. 70/1960 wird wie folgt
geändert:

1. Im § 1 Abs. 4 Abschnitt I (2. 45) hat lit. a
wie folgt zu lauten:

„Chemischputzer, Färber, Teppichreiniger
und -aufbewahrer, Appreteure, Zeugdruk-
ker, Tuchscherer, Wollwäscher, Webwaren-
senger, Schal- und Bandausschneider und
Übernahmsstellen für Chemischputzen,
Waschen und Färben."

2. Im § 1 Abs. 4 Abschnitt I hat die lit. c zu
entfallen.

Staribacher

482 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 4. De-
zember 1972, mit der der Anhang zur Han-
delskammer-Wahlordnung (Wahlkatalog) ge-

ändert wird

Auf Grund des Handelskammergesetzes, BGBl.
Nr. 182/1946, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 208/1969, insbesondere dessen §§ 46
und 79, wird verordnet:

Der Anhang (Wahlkatalog) zur Verordnung
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie, BGBl. Nr. 364/1969, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 52/1972, über
die Wahlen der Organe der nach dem Handels-
kammergesetz gebildeten Organisationen wird
wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abschnitt I ist bei der Z. 13 im Be-
reich der Kammer der gewerblichen Wirtschaft
für Niederösterreich an Stelle der Mandats-
zahl „9" die Zahl „(2)" zu setzen.

2. Im § 1 Abschnitt I hat die Z. 45 c (Landes-
innung Wien der Übernahmsstellen für Che-
mischputzen, Waschen und Färben) zu entfallen.

Staribacher

4 8 3 . Verordnung der Bundesregierung
vom 5. Dezember 1972 über die Änderung
des Sprengeis des Bezirksgerichts Krems an

der Donau

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Niederösterreichischen Lan-
desregierung verordnet:

Artikel I

Der Artikel I der Verordnung der Bundes-
regierung vom 21. Dezember 1971, BGBl.
Nr. 478, über die Sprengel der in Niederöster-
reich gelegenen Bezirksgerichte wird wie folgt
geändert:

Der § 25 hat zu lauten:

„§ 25. Der Sprengel des Bezirksgerichts Krems
an der Donau umfaßt die Stadt mit eigenem
Statut Krems an der Donau und folgende Ge-
meinden:

Albrechtsberg an der Großen Krems, Bergern
im Dunkelsteinerwald, Dürnstein, Furth bei
Göttweig, Gedersdorf, Imbach, Mautern an der
Donau, Paudorf, Rohrendorf bei Krems,
Rossatz, Senftenberg, Stratzing-Droß, Wein-
zierl am Walde, Weißenkirchen in der
Wachau."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1973 in
Kraft.

Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 8 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 5. Dezember 1972
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 152 Seeleiten Straße im Bereich

der Gemeinde Weyregg am Attersee

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Bundesstraßen-
gesetz 1971, BGBl. Nr. 286 (BStG 1971), wird
verordnet:

Der Straßenverlauf der B 152 Seeleiten Straße
wird im Bereich der Gemeinde Weyregg am
Attersee wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei Plan-km 8,9, rund 300 m nördlich des
Alexenauer Baches von der bestehenden Trasse
der Seeleiten Straße ab und verläuft in flachem
Bogen östlich der alten Trasse, wobei bei km 9,2
der Alexenauer Bach überquert wird, bis
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Plan-km 9,613, wo sie wieder in die alte Trasse
einbindet.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der oberösterreichischen
Landesregierung und beim Gemeindeamt Weyr-
egg am Attersee aufliegenden Planunterlagen zu
ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf diesen Straßenteil
Anwendung. Der in dessen Abs. 2 angeführte
Geländestreifen beträgt 35 m beiderseits der
Straßenachse.

Moser

4 8 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 7. Dezember 1972
betreffend die Festsetzung des Zuschlages
zum Lohn gemäß § 21 des Bauarbeiter-

Urlaubsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 414

Auf Grund des § 21 Abs. 1 zweiter Satz des
Bundesgesetzes vom 25. Oktober 1972 betreffend
den Urlaub für Arbeitnehmer in der Bauwirt-
schaft (Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 —
BArbUG 1972), BGBl. Nr. 414, wird auf gemein-
samen Antrag der kollektivvertragsfähigen Kör-
perschaften der Arbeitnehmer und der Arbeit-
geber verordnet:

§ 1. Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21
Abs. 2 BArbUG 1972 zur Bestreitung des Auf-
wandes der Bauarbeiter-Urlaubskasse zu entrich-
ten ist, beträgt für eine Anwartschaftwoche das
8•35fache des um 20 v. H. erhöhten kollektiv-
vertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21 Abs. 3
und 4 BArbUG 1972.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1973
in Kraft.

Häuser

486 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 7. Dezember 1972 über die
Ermäßigung des festen Teilbetrages für
bestimmte Waren der Zolltarifnummer 20.05

nach dem Ausgleichsabgabegesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausgleichs-
abgabegesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, wird in
Verbindung mit § 6 des Zolltarifgesetzes 1958,
BGBl. Nr. 74, verordnet:

Artikel I

Der feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe wird
für die nachstehend angeführten Waren wie folgt
ermäßigt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1973 in
Kraft und verliert ihre Wirksamkeit mit Ablauf
des 30. Juni 1973.

Androsch

487 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 11. Dezember 1972 betreffend
die Verwendung von pyrotechnischen Gegen-

ständen

Auf Grund des Art. II § 4 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetz vom 7. Dezember 1929,
BGBl. Nr. 393, wird verordnet:

§ 1. Die Verwendung von Feuerwerkskörpern
und Knallkörpern in unmittelbarer Nähe von
Krankenanstalten, Kinder-, Alters- und Er-
holungsheimen ist verboten.

§ 2. Wer einem Verbot nach § 1 zuwiderhan-
delt, begeht, sofern die Tat nicht nach anderen
Rechtsvorschriften strafbar ist, eine Verwaltungs-
übertretung.

Rösch

4 8 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 12. Dezember 1972 über die
Zoll- und Ausgleichsabgabenbehandlung
bestimmter Einfuhren aus dem Königreich
Dänemark und dem Vereinigten Königreich

von Großbritannien und Nordirland

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des EG-Abkom-
men-Durchführungsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 468,
wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie und
dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft verordnet:

§ 1. Waren, die aus dem Königreich Dänemark
(einschließlich Grönland) oder dem Vereinigten
Königreich von Großbritannien und Nordirland
(einschließlich Insel Man und Kanalinseln) ein-
geführt werden und denen bis zum 31. Dezember
1972 die Zollbehandlung der Zone nach dem
EFTA-Ubereinkommen und den sich darauf
gründenden Rechtsvorschriften zukommt, jedoch
nicht vom Abkommen (EWG) erfaßt sind, ist
auch nach dem Rücktritt dieser Staaten vom
EFTA-Übereinkommen die Zollfreiheit oder die
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bisher vorgesehene abgabenbegünstigte Behand-
lung zu gewähren, sofern bei der zollamtlichen
Abfertigung ein ordnungsgemäßer Ursprungs-
nachweis vorgelegt wird und der maßgebende
Zeitpunkt für die Anwendung der zolltarifari-
schen Bestimmungen nach § 6 des Zollgesetzes
1955 vor dem 1. Jänner 1974 liegt. Die in Be-
tracht kommenden Waren sind in der Anlage
zu dieser Verordnung angeführt, soweit für diese
nicht bereits die Zollfreiheit im Zolltarif oder
im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens, BGBl. Nr. 254/1951, vorgesehen
ist.

§ 2. Bei den nachstehend angeführten Waren,
die dem Ausgleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 219/
1967, oder dem Stärkegesetz, BGBl. Nr. 218/
1967, jeweils in der geltenden Fassung, unterlie-
gen, ist lediglich der jeweils geltende bewegliche
Teilbetrag der Ausgleichsabgabe unter den im
§ 1 festgelegten Bedingungen zu erheben:

§ 3. Als ordnungsgemäßer Ursprungsnachweis
für die in den §§ 1 und 2 genannten Waren gilt
bis 31. März 1973 der im EFTA-Übereinkommen
nach dem Stande vom 31. Dezember 1972 vor-
gesehene urkundliche Nachweis (Erklärung oder
Zeugnis). Nach dem 31. März 1973 ist der im
Protokoll Nr. 3 des Abkommens (EWG) vor-
gesehene Ursprungsnachweis maßgebend, der ab
diesem Zeitpunkt auch im Warenverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation als urkundlicher Nachweis für
die Inanspruchnahme der Zollbehandlung der
Zone Geltung hat. Die jeweils geltenden einschlä-
gigen Ursprungsregelungen im Rahmen des
EFTA-Übereinkommens sind auch im Warenver-
kehr mit dem Königreich Dänemark und dem
Vereinigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland auf die von dieser Verordnung erfaß-
ten Waren sinngemäß mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß ab 1. Jänner 1974 Zollrückver-
gütungen im Ausfuhrland trotz Inanspruch-
nahme der zollbegünstigten Behandlung im Ein-
fuhrland zulässig sind.

§ 4. (1) Hinsichtlich der in der Anlage zu
dieser Verordnung angeführten Waren sind nach

dem 31. Dezember 1973 die Zölle stufenweise
wie folgt einzuführen:

ab 1. Jänner 1974 . 40% des Endzollsatzes,
ab 1. Jänner 1975 . 6O°/o des Endzollsatzes,
ab 1. Jänner 1976 . 80% des Endzollsatzes,
ab 1. Juli 1977 100% des Endzollsatzes.

(2) Als Endzollsatz ist der am jeweiligen Stich-
tag geltende allgemeine Zollsatz oder vertrags-
mäßige GATT-Zollsatz anzusehen.

(3) Hinsichtlich der im § 2 genannten Waren
sind die festen Teilbeträge der Ausgleichsabgabe
stufenweise im Sinne des im Abs. 1 vorgesehenen
Zollaufbauschemas einzuführen, wobei als End-
satz die im Ausgleichsabgabegesetz und Stärke-
gesetz zum jeweiligen Stichtag vorgesehenen
festen Teilbeträge anzusehen sind.

(4) Bei Berechnung der stufenweise einzu-
führenden Zollsätze und festen Teilbeträge der
Ausgleichsabgaben sind Bruchteile von Wert(zoll)-
sätzen von mehr als 0•05 vom Hundert und
Bruchteile der in Schilling festgelegten Zollsätze
von mehr als 0•05 S auf die erste Dezimalstelle
aufzurunden, ansonsten auf die erste Dezimal-
stelle abzurunden.

(5) Endzollsätze, deren wertmäßige Belastung
für die betreffende Ware nicht mehr als 3 vom
Hundert beträgt, sind bereits am 1. Jänner 1974
in voller Höhe anzuwenden.

§ 5. Im Hinblick auf das vom Königreich
Dänemark und dem Vereinigten Königreich von
Großbritannien und Nordirland geübte Gegen-
recht genießen Waren, die aus Österreich in diese
Länder nach dem 31. Dezember 1972 eingeführt
werden und denen bis zu diesem Zeitpunkt die
Zollbehandlung der Zone nach dem EFTA-Über-
einkommen zukommt, jedoch nicht vom Abkom-
men (EWG) erfaßt sind, ab 1. Jänner 1973 eine
analoge Präferenzbehandlung bis zum 30. Juni
1977 und bei einigen Waren bis zum 31. Dezem-
ber 1977. Die Zollämter sind befugt, auf Antrag
des Ausführers bei den in Betracht kommenden
Waren, die zur Ausfuhr in die genannten Länder
bestimmt sind, den im Protokoll Nr. 3 des Ab-
kommens (EWG) vorgesehenen Ursprungsnach-
weis im Sinne der einschlägigen Bestimmungen
des § 3 dieser Verordnung auszustellen, damit
derartige in Österreich ausgestellte Ursprungs-
nachweise in den genannten Ländern ab 1. April
1973 zur Inanspruchnahme der Präferenzbehand-
lung vorgelegt werden können.

§ 6. Diese Verordnung wird gemäß § 22 Abs. 3
des EG-Abkommen-Durchführungsgesetzes mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes wirksam.
Sie verliert ihre Gültigkeit mit Ablauf des
31. Dezember 1977.

Androsch
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Anlage zu § 1
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489 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 6. Dezember 1972 betreffend die Rati-
fikation des Übereinkommens vom 5. Okto-
ber 1961 über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht durch

Norwegen

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien hat Norwegen am
2. November 1972 seine Ratifikationsurkunde
zum Übereinkommen über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht
(BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 436/
1971) hinterlegt.

Kreisky

4 9 0 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 13. Dezember 1972
betreffend die Großverkaufspreise für Extra-
Primasprit und den Ausfuhrpreis für Brannt-

wein

Artikel I

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 13. Dezember 1972 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) werden die
regelmäßigen Verkaufspreise im Großverkauf für
den von der Verwertungsstelle des Österreichi-
schen Branntweinmonopols abgegebenen Extra-
Primasprit mit Gültigkeit ab 1. Jänner 1973
wie folgt festgesetzt:

Artikel II

Der Ausfuhrpreis im Großverkauf für den
von der Verwertungsstelle des Österreichischen
Branntweinmonopols zur Herstellung von zur
Ausfuhr bestimmten Trinkbranntweinen, Essen-
zen, Süßweinen, kosmetischen Erzeugnissen und
Heilmitteln abgegebenen Branntwein wird mit
Gültigkeit ab 1. Jänner 1973 für 100 Liter Wein-
geist frachtfrei Bestimmungsstation mit S 368•—
festgesetzt.

Artikel III

Zu dem nach den in Artikel I und Artikel II
festgesetzten Verkaufspreisen berechneten Kauf-
geld kommt die Umsatzsteuer nach dem jeweils
geltenden Steuersatz, die gesondert ausgewiesen
wird.

Androsch
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